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wenn von der innen- und außenpolitischen Strategie der 
herrschenden Kreise des Monopolkapitals ausgegangen wird. 
Gerade auch die Strategie der sozialen Revanche, des Ein- 
dämmens der nationalen Befreiungsbewegung hat einen be­
deutenden Einfluß auf die Entwicklung und die Rolle des 
politischen Systems des Imperialismus. Sie bewirkt, daß es 
durch neue Einrichtungen erweitert wird, daß seit langem 
existierende Einrichtungen des politischen Systems stärker 
zur Wirkung kommen bzw. daß sich ihre-Wirkung verändert 
(Prof. Dr. A. Winkler).

Das politische System des Kapitalismus ist als das einer 
antagonistischen Klassengesellschaft zu begreifen und zu er­
forschen. Dabei geht es im engeren Sinne um das politische 
Herrschaftssystem des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
(als System der Machtausübung durch die herrschende Klasse) 
und im weiteren Sinne um das politische System der Organi­
sation der kapitalistischen Gesellschaft (als Gesamtheit aller 
Einrichtungen politischen Charakters). Beide wirken aufein­
ander ein und sind dialektisch miteinander verflochten. Nach 
wie vor haben die inneren Prozesse im Kapitalismus — das 
Verhältnis von Ökonomie und Politik,- die Klassenkämpfe und 
Auseinandersetzungen — die Priorität. Allerdings wirken die 
äußeren Faktoren heute in ganz anderen Dimensionen, in 
ganz anderer Weise auf die Politik der kapitalistischen Län­
der und damit auch auf die Ausprägung des politischen Sy­
stems ein (Prof. Dr. M. Schmidt).

Klarer umrissen werden sollten aus der Sicht des politi­
schen Herrschaftssystems des Imperialismus die Beziehungen 
zwischen Militarismus und Militär-Industrie-Komplex, wo­
bei es um die Charakterisierung der Beziehungen zwischen 
jenen Kräften, die heute vorrangig nach innen und außen 
auf Gewaltanwendung setzen, und den anderen politischen 
Kräften geht. Der Militär-Industrie-Komplex ist sowohl ein 
Element staatsmonopolistischer Produktionsverhältnisse als 
auch1 eine Kräftegruppierung im politischen System des Im­
perialismus. Er ist zum entscheidenden klassenmäßigen 
Träger des Militarismus geworden- und wird charakterisiert 
durch die Verflechtung der Macht zwischen den Rüstungsmo­
nopolen und den Spitzen jenes Teils des imperialistischen 
Staatsapparates, der mit der Ausarbeitung und Realisierung 
der Militär- und Rüstungspolitik befaßt ist (Oberst Prof. Dr. 
H. Fiedler).

Zur Dialektik der beiden Hauptmethoden 
imperialistischer Herrschaftsausübung

Wichtig ist es vor allem, die Richtung des Reagierens der 
herrschenden Kreise auf die veränderten Bedingungen, die 
dabei auftretenden Konflikte und Differenzierungsprozesse 
innerhalb der Monopolbourgeoisie und zwischen ihren poli­
tischen Repräsentanten sowie die Widersprüche zwischen den 
Reaktionsweisen der herrschenden imperialistischen Kräfte 
und der Arbeiterklasse und den anderen Werktätigen, die 
sich gegen die Verschlechterung ihrer sozialen Lage und die 
Gefährdung der demokratischen Rechte zur Wehr setzen, 
genau zu analysieren. Im Referat und in den Diskussionsbei­
trägen wurden sowohl die konservativ-konfrontative als auch 
die sozialreformistisch-liberale Grundmethode imperialisti­
scher Herrschaftsausübung unter verschiedenen Aspekten un­
tersucht.

Das Vordringen des Konservatismus in der Politik und im 
politischen System des Imperialismus schließt eine konser­
vativ-konfrontative Variante der Herrschaftsausübung ein, 
die darauf abzielt, das innere Kräfteverhältnis der Klassen 
auf längere Sicht eindeutig zugunsten der Monopole festzu­
schreiben und in den internationalen Beziehungen den Einfluß 
des Imperialismus entscheidend zu verstärken. Nicht unter­
schätzt werden darf die Mobilisierung der politischen, ökono­
mischen sowie ideologischen Reserven, über die der Imperia­
lismus noch verfügt. Im konservativen Konzept spielt der im­
perialistische Staat eine beträchtliche Rolle — sowohl im 
Sinne des Ausbaus des staatlichen Repressivapparates und 
der Zurücknahme von staatlichen Zugeständnissen im politi­
schen und sozialen Bereich als auch im Sinne der Verände­
rung der Prioritäten, Methoden und Instrumentarien staatli­
cher Wirtschaftsregulierung. Eine wesentliche Seite der Wech­
selbeziehungen von Ökonomie und Politik hängt mit der seit 
Mitte der siebziger Jahre gegebenen höheren Anfälligkeit des 
politischen Systems des Imperialismus gegenüber dem sozia­
len und politischen Einfluß ökonomischer Widersprüche und 
Krisen zusammen. Äußerst komplizierte und gegensätzliche 
Erscheinungen im politischen System des Imperialismus erge­
ben sich aus den Wirkungen und Wechselwirkungen zwischen 
den Faktoren noch vorhandener Stabilität und sich tenden­

ziell verstärkender Labilität der politischen Herrschaft des 
Monopolkapitals (Prof. Dr. K.-H. Röder).

Eine charakteristische Eigentümlichkeit der Labilitätser­
scheinungen auf politischem Gebiet ist es, daß sie aufs engste 
mit Tendenzen einer keineswegs erfolglosen Stabilisierung 
des politischen Systems und einer nachhaltigen Machtver­
stärkung verflochten sind. Die Dialektik beider Tendenzen 
tritt oft in ein und demselben Prozeß zutage. Wenn man z. B. 
unter krisenhaften Begleitumständen verlaufende Regierungs­
wechsel analysiert, so kommen in ihnen sowohl Elemente der 
Labilität zum Ausdruck als auch Tendenzen der Rückgewin­
nung von Stabilität, der Effektivierung des Herrschaftssy­
stems mittels der Umgruppierung der politischen Kräfte 
(Prof. Dr. H.-H. Angermüller).

Unter dem wachsenden Druck der Vergesellschaftung und 
angesichts der sich vertiefenden sozialen Widersprüche kann 
auch die konservative Herrschaftsvariante nicht auf eine Poli­
tik des „sozialen Konsens“ verzichten. Neue Formen „sozial­
partnerschaftlichen“ Zusammenwirkens im Rahmen konser­
vativer Herrschaftsvarianten zeigen sich u. a. im gleichzeiti­
gen Bemühen sowohl um die Auflösung gewerkschaftlicher 
Schutzrechte als auch um die Förderung eines kooperativen 
Zusammenwirkens von Staat und Gewerkschaften (Dr. 
J. Groß).

Die konservativen Anpassungskonzepte zielen auf die ent­
schiedene Verbesserung der Profit- und Konkurrenzsituation 
der Monopole ab, ohne jedoch dabei eine Gefährdung des 
„sozialen Friedens“ heraufbeschwören zu wollen (Dr. G. Ra­
chel). Nach rechtskonservativem Verständnis soll der „starke 
Staat“ weniger Rechtsstaat als vielmehr „wirksamer Staat“ 
sein. Von ihm wird Entschlossenheit gefordert, das zur Aus­
schaltung demokratischer Kräfte bereits hinreichend zur Ver­
fügung stehende Instrumentarium konsequenter anzuwenden 
(Prof. Dr. J. Misseiwitz).

Als Handlungsrichtungen konservativer Kräfte in der BRD 
zur Sicherung der innenpolitischen Stabilität zeichnen sich ab:
— Strategische Entscheidungen werden zunehmend von der 

Exekutive getroffen und dabei der parlamentarischen Ent­
scheidungsfindung entzogen;

— das staatliche repressive Potential wird zu Lasten des de­
mokratischen Widerstandes ausgeweitet;

— die Ermächtigungen zur totalitären, computergestützten 
Überwachung und Kontrolle der Bevölkerung werden aus­
gebaut (Prof. Dr. Baumgärtel).
Mit dem Rechtsruck des Monopolkapitals in der Politik 

seit Mitte der siebziger Jahre erfuhren die konservativen 
Parteien seitens der maßgebenden Verbände und Stiftungen 
des Monopolkapitals und der großbürgerlichen Presse eine 
eindeutige Privilegierung. Die Strategie der Monopolbourgeoi­
sie besonders in den Hauptländern des Kapitals zielt darauf 
ab, diesen Parteien nach dem Vorbild Japans eine möglichst 
dauerhafte Sonderstellung als tragende Regierungsparteien 
zu sichern. Wichtigste Konsequenz des Aufschwungs der de­
mokratischen Massenbewegungen war die Hinwendung der 
Führungskräfte in einer Reihe von sozialdemokratischen Par­
teien zu einigen innenpolitischen, vor allem aber zu außen­
politischen Forderungen der demokratischen Bewegungen. Die 
damit verbundenen Differenzierungsprozesse in den staats­
monopolistischen Parteiensystemen kapitalistischer Industrie­
länder müssen uns veranlassen, das Verhältnis von manipu­
lativen Scheingefechten innerhalb dieses Systems und emst­
zunehmender Auseinandersetzungen um konträre politische 
Positionen neu zu bestimmen (Prof. Dr. E. Lieberam).

Bei der Gewährleistung der Wechselbeziehungen zwischen 
Staat und Massen in der kapitalistischen Gesellschaft zur 
massenpolitischen Absicherung der Monopolmacht unter den 
Bedingungen verschärfter sozialer und politischer Wider­
sprüche nehmen die systemstabilisierenden Parteien eine 
Schlüsselstellung ein. Sie sind sehr anpassungsfähig, um die­
ses Wechselverhältnis zu regulieren. Sie reagieren flexibel, 
um die von Krisenprozessen ausgelöste Vielfalt in den Ver­
haltens- und Denkweisen, den Aktionsansätzen der Massen 
systemkonform zu kanalisieren (Prof. Dr. H. Kolbe).

Politisches System und Intemationalisierung 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus *

Gesicherte Erkenntnisse der Untersuchuhgen zu den Prozes­
sen der Internationalisierung des staatsmonopolistischen Kapi­
talismus im Rahmen der EG sind, daß die herrschenden Klas­
sen der westeuropäischen Länder mittels des politischen Me­
chanismus der EG ihre gemeinsamen Klasseninteressen ver­
wirklichen und zusätzliche Potenzen der Aufrechterhaltung


